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1.  Nutzungsdauer von Computer-Hard- und Software auf ein Jahr verkürzt 
 
Bestimmte digitale Wirtschaftsgüter können rückwirkend zum 1.1.2021 sofort abgeschrieben 
werden. Das geht aus einem Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 26.2.2021 
hervor. Damit wird die Nutzungsdauer für Computer von drei Jahren auf ein Jahr 
reduziert und die AfA-Tabelle für allgemeine Anlagegüter entsprechend geändert. Die 
Sofortabschreibung kann wahlweise in Anspruch genommen werden.  
 
Zu den benannten digitalen Wirtschaftsgütern gehören materielle Wirtschaftsgüter wie 
Computerhardware und immaterielle Wirtschaftsgüter wie Betriebs- und Anwendersoftware. 
Darunter fallen darüber hinaus auch ERP-Software, Software für Warenwirtschaftssysteme 
oder Anwendungssoftware zur Unternehmensverwaltung oder Prozesssteuerung. 
 
Die neue Regelung kann in den Gewinnermittlungen für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2020 enden, angewendet werden. In Gewinnermittlungen nach dem 31.12.2020 kann 
sie auch auf entsprechende Wirtschaftsgüter angewendet werden, die in früheren 
Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt wurden und bei denen eine andere als die 
einjährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde. Dies gilt ab dem Veranlagungszeitraum 
2021 entsprechend für Wirtschaftsgüter des Privatvermögens, die zur Einkünfteerzielung 
verwendet werden. 
 
 
2.  Drittes Corona-Steuerhilfegesetz in Kraft 
 
Nur eine Woche nach dem Bundestag hat am 5.3.2021 auch der Bundesrat dem Dritten 
Corona-Steuerhilfegesetz zugestimmt. Darin enthalten sind nachfolgende Verbesserungen bzw. 
Änderungen: 
 
Da Familien besonders von den pandemiebedingten Einschränkungen betroffen sind, wird pro 
Kind ein einmaliger Kinderbonus von 150 € (im Vorjahr 300 €) auf das Kindergeld gewährt. 
Dieser Bonus wird mit dem steuerlichen Kinderfreibetrag verrechnet. Er wird nicht auf die 
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Grundsicherung angerechnet. Der Einmalbetrag soll im Mai 2021 ausbezahlt werden. Anspruch 
besteht für jedes Kind, das in diesem Monat kindergeldberechtigt ist. All jene Kinder, für die im 
Mai 2021 kein Kindergeldanspruch besteht, werden dennoch mit dem Kinderbonus bedacht, 
wenn für sie in einem anderen Monat des Jahres 2021 ein Kindergeldanspruch besteht. Der 
Einmalbetrag findet beim steuerlichen Familienleistungsausgleich Berücksichtigung. Je höher 
das Einkommen, umso mehr mindert der Kinderbonus die steuerliche Entlastungswirkung. 
 
Gastronomiebetriebe sind von der Corona-Krise besonders betroffen und konnten durch die 
Schließungen von der Mehrwertsteuersenkung nicht wirklich profitieren. Die Mehrwertsteuer 
für Speisen in der Gastronomie wird daher über den 30.6.2021 hinaus befristet bis Ende 2022 
auf den ermäßigten Steuersatz von 7 % gesenkt. Auf Getränke wird der reguläre Steuersatz 
erhoben. Von dieser Regelung sollen auch Cateringunternehmen, Lebensmitteleinzelhändler, 
Bäckereien sowie Metzgereien profitieren. Voraussetzung dafür ist, dass sie verzehrfertig 
zubereitete Speisen zur Abgabe anbieten. 
 
Unternehmer, die bedingt durch die Corona-Pandemie Verluste erwirtschafteten, werden 
durch einen erweiterten Verlustrücktrag unterstützt. So können Verluste aus 2020 und 2021 
steuerlich mit Gewinnen aus dem Vorjahr verrechnet werden. Das dritte Corona-
Steuerhilfegesetz sieht vor, den Verlustrücktrag auf maximal 10 Mio. € (20 Mio. € bei 
Zusammenveranlagung) zu verdoppeln. Für den vorläufigen Verlustrücktrag für 2020 gilt dies 
entsprechend. 
Erwachsene Grundsicherungsempfänger erhalten aufgrund der entstehenden 
Mehraufwendungen durch die Corona-Pandemie eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 
150 €. Der erleichterte Zugang zur Grundsicherung für Selbstständige und Beschäftigte mit 
kleinen Einkommen, die krisenbedingt plötzlich in Not geraten sind, wird bis zum 31.12.2021 
verlängert. Zusätzlich dazu wird das Rettungsprogramm „Neustart Kultur“ verlängert und ein 
Anschlussprogramm mit einem Umfang von 1 Mrd. € aufgelegt. 
 
 
3.  Anspruch auf Kinderkrankengeld erweitert 
 
Gesetzlich versicherte Eltern können im Jahr 2021 pro Kind und Elternteil 20 statt 10 Tage 
Kinderkrankengeld beantragen, bei mehreren Kindern maximal 45 Tage. Für Alleinerziehende 
erhöht sich der Anspruch um 20 auf 40 Tage pro Kind und Elternteil, maximal bei mehreren 
Kindern auf 90 Tage. 
 
Der Anspruch besteht auch, wenn ein Kind zu Hause betreut werden muss, weil Schulen oder 
Kitas geschlossen sind, die Präsenzpflicht in der Schule aufgehoben oder der Zugang zum 
Betreuungsangebot der Kita eingeschränkt wurde. Eltern können das Kinderkrankengeld auch 
beantragen, wenn sie im Home-Office arbeiten. Diese neue Regelung gilt rückwirkend ab 
5.1.2021. 
 
Anspruchsberechtigt sind gesetzlich versicherte, berufstätige Eltern, die selbst einen Anspruch 
auf Krankengeld haben und deren Kind gesetzlich versichert und jünger als 12 Jahre oder 
aufgrund einer Behinderung auf Betreuung angewiesen ist. Weiterhin darf es im Haushalt keine 
andere Person geben, die das Kind betreuen kann. Der Nachweis des Betreuungsbedarfs 
gegenüber der Krankenkasse wird mit einer Bescheinigung vom Arzt festgestellt. Muss ein Kind 
aufgrund einer Schul- oder Kitaschließung zu Hause betreut werden, genügt eine 
Bescheinigung der jeweiligen Einrichtung. 
 
 
4.  Erneute Verbesserung bei der Überbrückungshilfe III und neuer Eigenkapitalzuschuss 
 
Besonders schwer von der Corona-Pandemie und über eine sehr lange Zeit von Schließungen 
betroffene Unternehmen erhalten einen neuen zusätzlichen Eigenkapitalzuschuss. Darüber 
hinaus werden die Bedingungen der Überbrückungshilfe III insgesamt nochmals verbessert. 
Nachfolgend ein kurzer Überblick: 
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Eigenkapitalzuschuss: Hat ein Unternehmen in mindestens 3 Monaten in der Zeit von 
November 2020 bis Juni 2021 einen Umsatzeinbruch von jeweils mehr als 50 % erlitten, so hat 
es zusätzlich zur regulären Förderung der Überbrückungshilfe III Anspruch auf einen 
Eigenkapitalzuschuss.  
 
Der neue Eigenkapitalzuschuss beträgt bis zu 40 % des Betrags, den ein Unternehmen für die 
förderfähigen Fixkosten erstattet bekommt. Er ist gestaffelt und steigt an, je länger 
Unternehmen einen Umsatzeinbruch von mindestens 50 % erlitten haben. Die Zahlung erfolgt 
ab dem 3. Monat des Umsatzeinbruchs und beträgt in diesem Monat 25 %. Im vierten Monat 
erhöht sich der Zuschlag auf 35 %; bei fünf oder mehr Monaten erhöht er sich noch einmal auf 
40 % pro Monat.  
 
Beispiel: Unternehmen X erleidet im Januar, Februar und März 2021 einen Umsatzeinbruch 
von 55 %. Es hat jeden Monat 10.000 € förderfähige betriebliche Fixkosten und beantragt die 
Überbrückungshilfe III. Dafür erhält es eine reguläre Förderung von jeweils 6.000 € für Januar, 
Februar und März (60 % von 10.000 €). Zusätzlich erhält es für den Monat März einen 
Eigenkapitalzuschuss in Höhe von 1.500 € (25 % von 6.000 €). 
 
Verbesserung bei der Überbrückungshilfe III:  
· Die Sonderabschreibungsmöglichkeiten für Saisonware und verderbliche Ware werden für 

Einzelhändler auf Hersteller und Großhändler erweitert.  
· Zusätzlich zur allgemeinen Personalkostenpauschale wird für Unternehmen der 

Veranstaltungs- und Reisewirtschaft für jeden Fördermonat eine Anschubhilfe in Höhe von 
20 % der Lohnsumme eingeführt, die im entsprechenden Referenzmonat 2019 angefallen 
wäre. Die Gesamtförderhöhe beträgt 2 Mio. €. 

· Die Veranstaltungs- und Kulturbranche kann zusätzlich Ausfall- und Vorbereitungskosten, 
die bis zu 12 Monate vor Beginn des geplanten Veranstaltungsdatums angefallen sind, 
geltend machen. 

· In begründeten Härtefällen können Antragsteller alternative Vergleichszeiträume zur 
Ermittlung des Umsatzrückgangs im Jahr 2019 wählen. 

· Junge Unternehmen bis zum Gründungsdatum 31.10.2020 (bisher 30.4.2020) sind jetzt 
auch antragsberechtigt.  

· Nunmehr wird auch für Soloselbstständige, die Gesellschafter von Personengesellschaften 
sind, ein Wahlrecht geschaffen: Sie können den Antrag auf Neustarthilfe entweder über 
einen prüfenden Dritten oder als Direktantrag stellen (die Antragstellung auf Neustarthilfe 
überprüfende Dritte ist damit nur noch für Kapitalgesellschaften verpflichtend). 

· Um die im Einzelfall günstigere Hilfe in Anspruch nehmen zu können, erhalten Unternehmen 
und Soloselbstständige ein nachträgliches Wahlrecht zwischen Neustart- und Über-
brückungshilfe III zum Zeitpunkt der Schlussabrechnung.  

 
 
5.  Steuerliche Erleichterungen für freiwillige Impfhelfer 
 
Die freiwilligen Helferinnen und Helfer in Impfzentren erhalten eine steuerliche Entlastung. 
Darauf legten sich die Finanzministerien von Bund und Ländern fest. Die Helfenden können 
nun von der Übungsleiter- oder von der Ehrenamtspauschale profitieren. 
 
Nach der Abstimmung zwischen Bund und Ländern gilt für all diejenigen, die direkt an der 
Impfung beteiligt sind, z. B. in Aufklärungsgesprächen oder beim Impfen selbst, die 
Übungsleiterpauschale. Diese Regelung gilt für Einkünfte in den Jahren 2020 (bei einer 
Pauschale von 2.400 €) und 2021 (bei einer Pauschale von 3.000 €). Engagieren sich Helfende 
in der Verwaltung und der Organisation von Impfzentren, kann die Ehrenamtspauschale für 
2020 (in Höhe von 720 €) und für 2021 (in Höhe von 840 €) in Anspruch genommen werden.  
 
Sowohl Übungsleiter- als auch Ehrenamtspauschalen greifen bei Vergütungen aus 
nebenberuflichen Tätigkeiten. Dabei können auch solche Helferinnen und Helfer nebenberuflich 
tätig sein, die keinen Hauptberuf ausüben, etwa Studentinnen und Studenten oder 
Rentnerinnen und Rentner. Die Übungsleiterpauschale und die Ehrenamtspauschale sind 



 
 
 

  Seite 4 von 7 
 

Jahresbeträge, die einmal pro Kalenderjahr gewährt werden. Bei verschiedenen begünstigten 
Tätigkeiten werden die Einnahmen zusammengerechnet. 
 
 
6.  Auch Ein- und Mehrpersonen-Kapitalgesellschaften können Neustarthilfe  

beantragen 
 
Antragsberechtigt für die Neustarthilfe im Rahmen der Überbrückungshilfe III sind nun auch 
Ein- und Mehr-Personen-Kapitalgesellschaften. Sie erhalten einmalig bis zu 7.500 € bzw. bis zu 
30.000 € als Mehr-Personen-Kapitalgesellschaft, wenn sie über die Überbrückungshilfe III 
keine Fixkosten geltend machen konnten. Die Anträge können seit dem 16.2.2021 einge-reicht 
werden.  
 
Um die Neustarthilfe in Anspruch nehmen zu können, muss die betreffende Ein-Personen-
Kapitalgesellschaft vor dem 1.5.2020 gegründet worden sein und der überwiegende Teil der 
erzielten Einkünfte (mind. 51 %) als gewerbliche oder freiberufliche Einkünfte gelten, wenn sie 
von einer natürlichen Person erzielt wurden.  
 
Der Gesellschafter muss darüber hinaus 100 % der Anteile an der Gesellschaft halten und in 
einem Umfang von mindestens 20 vertraglich vereinbarten Arbeitsstunden pro Woche von der 
Gesellschaft beschäftigt sein.  
 
Die Aufnahme der selbstständigen Geschäftsfähigkeit muss dabei vor dem 1.5.2020 gelegen 
haben. Zudem darf sich die Kapitalgesellschaft nicht bereits zum 31.12.2019 in 
(wirtschaftlichen) Schwierigkeiten befunden haben. Zusätzlich darf höchstens eine Teilzeitkraft 
beschäftigt sein, die bei einem deutschen Finanzamt gemeldet ist, und die Überbrückungshilfe 
nicht in Anspruch genommen worden sein. 
 
Seit 30.3.2021 können auch Mehr-Personen-Kapitalgesellschaften die Neustarthilfe unter 
den Voraussetzungen wie bei der Ein-Personen-Kapitalgesellschaft beantragen. Zusätzlich 
muss die Gesellschaft von einem ihrer Gesellschafter zu mindestens 25 % gehalten werden. 
 
Die einmalige Neustarthilfe kann bis zum 31.8.2021 beantragt werden. Anträge für eine Ein- 
bzw. Mehr-Personen-Kapitalgesellschaft müssen über einen prüfenden Dritten (Steuerberater, 
Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Rechtsanwälte) gestellt 
werden. Die Schlussrechnung muss bis 31.12.2021 gestellt sein. 
 
Bitte beachten Sie! Zur Bekämpfung von Subventionsbetrug finden Nachprüfungen statt, die 
strafrechtliche Folgen haben können.  
 
 
7.  Bundesprogramm für Ausbildungsbetriebe verlängert und verbessert  
 
Die Ausbildungsprämien für von der Corona-Krise betroffene Betriebe, die durch 
Neueinstellungen ihr Ausbildungsniveau halten oder erhöhen, werden - rückwirkend zum 
16.2.2021 - zunächst in bisheriger Höhe verlängert. Für das neue Ausbildungsjahr werden die 
Prämien zum 1.6.2021 von 2.000 € und 3.000 € auf 4.000 € und 6.000 € verdoppelt.  
 
Auch Zuschüsse zur Vergütung der Ausbilder können künftig gezahlt werden. Außerdem kann 
die Ausbildungsvergütung wie bisher bezuschusst werden. Diese Leistungen können künftig 
Unternehmen mit bis zu 499 Mitarbeitern (vorher 249) beziehen. Betriebe mit bis zu 4 
Mitarbeitern erhalten pauschal 1.000 €, wenn sie ihre Ausbildungstätigkeit für mindestens 30 
Tage fortgesetzt haben. 
 
Darüber hinaus wird die Übernahmeprämie bis Ende 2021 verlängert und auf 6.000 € 
verdoppelt. Auftrags- oder Verbundausbildungen können bereits ab einer Laufzeit von 
4 Wochen unterstützt werden. Die Höhe der Förderung bemisst sich an der Vertragslaufzeit. 
Insgesamt können bis zu 8.100 € beansprucht werden. Künftig kann auch der 
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Stammausbildungsbetrieb statt des Interims-ausbildungsbetriebs die Förderung erhalten. 
Pandemiebetroffene Unternehmen können die Kosten für externe 
Abschlussprüfungsvorbereitungskurse für Auszubildende hälftig bis max. 500 € 
bezuschussen lassen. 
 
Für die Ausbildungsprämien, die Zuschüsse, die Übernahmeprämie und den Lockdown-II-
Sonderzuschuss für Kleinstunternehmen ist die Bundesagentur für Arbeit zuständig. 
 
 
8. Anhebung des Mindestlohns ab 1.7.2021 
 
Die Mindestlohnkommission empfahl am 1.7.2020 eine gesetzliche Anpassung des 
Mindestlohns in mehreren Stufen. Daraufhin wurde dieser ab dem 1.1.2021 von 9,35 € brutto 
auf 9,50 € angehoben. Zum 1.7.2021 erfolgt nunmehr eine weitere Erhöhung auf 
9,60 €. Die nächsten Anpassungen erfolgen dann zum 1.1.2022 auf 9,82 € und ab dem 
1.7.2022 auf 10,45 €. 
 
Der gesetzliche Mindestlohn gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über 18 Jahre. 
Unter bestimmten Voraussetzungen haben auch Praktikantinnen und Praktikanten Anspruch 
auf Mindestlohn. Ausgenommen vom Erhalt des Mindestlohns sind z. B. Auszubildende, 
ehrenamtlich Tätige oder Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer Maßnahme der 
Arbeitsförderung.  
 
Bitte beachten Sie! Arbeitgeber sind verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen 
Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag 
der Arbeitsleis-tung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen 
mindestens 2 Jahre aufzubewahren. Das gilt entsprechend für Entleiher, denen ein Verleiher 
Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung überlässt und auch für geringfügig 
Beschäftigte.  
 
Anmerkung: Bei Verträgen mit Minijobbern muss überprüft werden, ob durch den Mindestlohn 
die Geringfügigkeitsgrenze von 450 € pro Monat überschritten wird.  
 
 
9. Steuerbefreiung von Beratungsleistungen zur beruflichen Neuorientierung 
 
Beratungsleistungen zur beruflichen Neuorientierung, die ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer 
aufgrund des Wegfalls seines Arbeitsplatzes zukommen lässt, sind steuerfrei. Dies wird im 
Jahressteuergesetz 2020 klargestellt.  
 
Darunter fällt die sog. „Outplacement-Beratung“ oder „Newplacement-Beratung“, die 
Arbeitgeber zur beruflichen Neuorientierung für ausscheidende Arbeitnehmer anbieten bzw. 
durch Dritte durchführen lassen können. Die Steuerbefreiung erstreckt sich auf sämtliche 
Leistungen einer Outplacement-Beratung, wie z. B. einer Perspektivberatung, einer steuer- 
und sozialversicherungsrechtlichen Beratung, einer Marktvorbereitung sowie der Vermarktung 
und Neuplatzierung der Teilnehmenden.  
 
Für Weiterbildungen, die der Verbesserung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit von 
Mitarbeitern dienen, gilt bereits seit 2019 eine gesetzliche Steuerbefreiung. Hierunter fallen z. 
B. auch Maßnahmen zur Anpassung und Weiterentwicklung der beruflichen Kompetenzen, wie 
sie etwa Sprachkurse bieten.  
 
Bitte beachten Sie! Weder die Leistungen einer Weiterbildung noch einer Outplacement-
Beratung dürfen einen überwiegenden Belohnungscharakter haben, um die Steuerbefreiung 
nicht zu verlieren. 
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10. Gebäude-Abbruchkosten in privaten Veräußerungsgeschäften als Werbungskosten 
abziehbar 

 
Wird im Rahmen eines steuerpflichtigen Grundstücksverkaufs das darauf befindliche 
Wohngebäude vor der Veräußerung abgerissen, sind die Abbruchkosten als Werbungskosten 
im Rahmen der Ermittlung des Veräußerungsgewinns zu behandeln. Zu diesem Schluss kommt 
das Finanzgericht Düsseldorf (FG) mit Urteil vom 2.2.2021. Bei steuerpflichtigen privaten 
Veräußerungsgeschäften, zu denen auch Grundstücksverkäufe zählen können, gilt der 
Unterschied zwischen Veräußerungspreis und den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
sowie den Werbungskosten als Gewinn oder Verlust. 
 
Das FG führte dazu aus, dass das sog. Zuflussprinzip heranzuziehen ist, um den Zeitpunkt der 
Besteuerung des Veräußerungsgewinns zu bestimmen. So sind die bei einem privaten 
Veräußerungsgeschäft entstandenen Werbungskosten in dem Kalenderjahr zu berücksichtigen, 
in dem der Veräußerungserlös dem Verkäufer zugeht. Die Veräußerungskosten in Form der 
Abbruchkosten für das alte Wohnhaus, die vor dem Veranlagungszeitraum des später 
veräußerten Grundstücks angefallen sind, können erst im Veranlagungszeitraum abgezogen 
werden, in dem der Veräußerungserlös erfasst wird. 
 
 
11. Absetzbarkeit von Zeitungsabonnements in Unternehmen 
 
Die Aufwendungen für den Bezug einer Tageszeitung zur allgemeinen Information können nicht 
als Werbungskosten bei den Einkünften aus nicht selbstständiger Arbeit geltend gemacht 
werden. Zu diesem Schluss kam das Finanzgericht Düsseldorf (FG) am 2.2.2021 und bestätigte 
damit ein Urteil des Bundesfinanzhofs vom 30.6.1983.  
 
Das FG stellte aber zusätzlich fest, dass auch ein teilweiser Abzug der Kosten nicht möglich ist, 
da nicht objektiv beurteilt werden kann, inwieweit die abonnierte Zeitung zur Erlangung 
beruflicher und außerberuflicher Informationen Verwendung findet. 
 
Es machte in seinem Urteil allerdings auf eine Ausnahme aufmerksam, bei der z. B. 
Aufwendungen für Tageszeitungen und Zeitschriften, die für den betrieblichen Bereich bezogen 
werden, sehr wohl als Betriebsausgaben abzugsfähig sind. Dies gilt etwa für Wartezimmer in 
freiberuflichen Praxen wie z. B. bei Ärzten oder Zahnärzten in Friseursalons oder Gaststätten 
und Hotels. 
 
 
12. Schenkungsteuer auf fiktive Zinsen aus unverzinslichen Darlehen 
 
Nicht selten werden „unverzinsliche“ Darlehen – auch mit hohen Beträgen – 
Familienangehörigen, Geschäftspartnern oder guten Bekannten zur Verfügung gestellt. Das 
bringt regelmäßig auch die Finanzverwaltung (FA) auf den Plan, vermutet sie doch hierin eine 
Schenkung insbesondere von Zinsen, die i. d. R. für das Darlehen hätten bezahlt werden 
müssen. 
 
So überließ in einem vor dem Finanzgericht Köln (FG) entschiedenem Fall ein Steuerpflichtiger 
einem mit ihm nicht verwandten Darlehensnehmer ein unverzinsliches und auch unbesichertes 
Darlehen in Höhe von 300.000 €. Das FA setzte für eine unentgeltliche Zuwendung in Form 
eines Zinsvorteils Schenkungsteuer i. H. v. 11.370 € fest. Dabei ermittelte es einen Zinsvorteil 
i. H. v. 57.900 € unter Zugrundelegung eines Zinssatzes von 5,5 %. Nach Abzug des 
persönlichen Schenkungsteuer-Freibetrags von 20.000 € verblieb ein steuerpflichtiger Erwerb i. 
H. v. 37.900 €.  
 
Mit dem Argument des aufgrund der aktuellen Zinslage auf dem Markt zu hohen gesetzlichen 
Zinssatzes von 5,5 % wehrte sich der Darlehensnehmer – ohne Erfolg. Nach Auffassung des 
FG liegt in der zinslosen Gewährung eines Darlehens und in der Einräumung eines (zu) niedrig 
verzinsten Darlehens bei Fehlen einer sonstigen Gegenleistung eine freigebige Zuwendung vor. 
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Der sssEmpfänger eines zinslosen Darlehens erfährt durch die Gewährung des Rechts, das als 
Darlehen überlassene Kapital unentgeltlich zu nutzen, eine Vermögensmehrung, die der 
Schenkungsteuer unterliegt. Die Voraussetzungen für die Zulassung der Revision sah das FG 
nicht gegeben. 
 
 
13. PV-Stromlieferung an Mieter gilt als selbstständige Leistung neben der 

umsatzsteuerfreien Vermietung 
 
Strom, den der Vermieter über eine Photovoltaikanlage erzeugt und an die Mieter liefert, ist 
umsatzsteuerlich nicht als Nebenleistung der Vermietung, sondern als eigenständige Leistung 
anzusehen. Zu diesem Schluss kommt das Niedersächsische Finanzgericht (FG) in seinem 
Urteil vom 25.2.2021. 
 
Ein Steuerpflichtiger vermietete mehrere Wohnungen und hatte auf den Häuserdächern 
Photovoltaikanlagen installieren lassen. Der damit erzeugte Strom wurde zu einem 
handelsüblichen Preis an die Mieter geliefert. Die Abrechnung erfolgte über einzelne Zähler und 
eine individuelle Abrechnung. Hierzu schloss der Vermieter eine Zusatzvereinbarung zum 
Mietvertrag mit den Mietern ab, in der u. a. geregelt war, dass der Stromlieferungsvertrag mit 
einer Frist von 4 Wochen zum Monatsende gekündigt werden konnte. Wollte ein Mieter 
anderweitig Strom beziehen, musste er die dafür erforderlichen Umbaukosten selbst tragen. 
Der Vermieter machte die Vorsteuer aus den Eingangsrechnungen des Installationsbetriebs der 
Photovoltaikanlagen steuermindernd geltend. Das zuständige Finanzamt lehnte den Abzug ab 
und begründet dies damit, dass die Stromlieferung eine unselbstständige Nebenleistung zur 
umsatzsteuerfreien Vermietung wäre.  
 
Das FG kam jedoch zu einer anderen Beurteilung. Es handelt sich bei der Stromlieferung um 
eine selbstständige Leistung neben der Vermietung. Maßgebend dafür ist, dass die 
Verbrauchsmenge individuell mit den Mietern abgerechnet wird und sie die Möglichkeit haben, 
den Stromanbieter frei zu wählen. Die bei einem Wechsel des Anbieters anfallenden 
Umbaukosten erschweren ihn zwar, sie machen ihn aber nicht unmöglich.  
 
Bitte beachten Sie! Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen, der vermutlich 
in letzter Instanz über den Sachverhalt entscheiden wird. 
 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 % 
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/de und dort unter „Basiszinssatz“ 
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

  
 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2021: April = 108,2; März 107,5; Februar = 107,0;  
Januar = 106,3 
2020: Dezember = 105,5; November = 105,0;  
Oktober = 105,9; September = 105,8; August = 106,0;  
Juli = 106,1; Juni = 106,6; Mai = 106,0 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren 
 
 

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für 
Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

https://www.bundesbank.de/de
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren

